Arztpraxen brauchen dringend eine Schutzausrüstung in der Corona-Krise. OP-Masken, Atemschutz, Handschuhe und Desinfektionsmittel sind jedoch mittlerweile Mangelware. Darf ein Arzt seine Praxis schließen, wenn die notwendige Schutzausrüstung fehlt? BVOU-Justitiar Dr. Jörg Heberer gibt Auskunft.

*Angenommen, einem Praxisinhaber fehlt hinsichtlich der aktuellen Krisensituation die notwendige Schutzausrüstung, zum Beispiel Masken, Kittel, Handschuhe etc. für seinen Berufsalltag. Darf er seine Praxis in diesem Falle vorübergehend schließen?*

**Dr. Jörg Heberer**: Eine generelle Schließung der Praxis, beispielsweise wenn nicht gewährleistet werden kann, dass keine Ansteckung erfolgt, ist aufgrund des Sicherstellungsauftrages meiner Auffassung nach nicht möglich. Zwar haben Arbeitgeber eine Fürsorgepflicht gegenüber ihrem Personal, das heißt sie dürfen ihre Angestellten keiner infektiösen Situation aussetzen, wenn sie sie nicht schützen können. Allerdings müssen dann im Falle von fehlenden Schutzmasken gegebenenfalls andere Schutzmaßnahmen ergriffen werden. Die zuständigen KVen sowie das RKI haben Informationen auf ihren Homepages hierzu bereitgestellt. Sofern tatsächlich der Fall eintreten sollte, dass eine Praxis nicht mehr über Schutzmasken verfügt, hängt die Frage der weiteren Behandlung von Patienten meiner Ansicht nach davon ab, inwieweit ohne Anwendung von Schutzmasken der geltende medizinische Standard bei der Behandlung noch eingehalten werden kann.

*Was bedeutet das konkret?*

**Heberer**: Sollten in der Praxis nur Behandlungen anfallen, die ausschließlich unter Verwendung von FFP2-Schutzmasken oder anderen Schutzmasken zulässig beziehungsweise nach fachärztlichem Standard möglich sind, und tatsächlich keine Schutzmasken mehr verfügbar sein, bliebe aus meiner Sicht in letzter Konsequenz tatsächlich nur die vorübergehende Schließung der Praxis. Dies sollte aber nur der letzte Ausweg sein und muss auch mit der zuständigen KV abgeklärt werden.

*Wie sieht es dann mit Gehaltszahlungen an die Praxismitarbeiter aus? Wie mit Entschädigungsansprüchen?*

**Heberer**: Aus arbeitsrechtlicher Sicht besteht der Gehaltsanspruch der Mitarbeiter fort, wenn diese durch den Arbeitgeber aus Gründen, die in seiner Sphäre liegen, nicht mehr beschäftigt werden können - ein sogenannter Annahmeverzug des Arbeitgebers. Die eigenständige Praxisschließung stellt in diesem Zusammenhang mangels behördlicher Anordnung auch keine Praxisschließung nach § 56 IfSG dar, sodass keine Entschädigungsansprüche hiernach entstehen.

*Ein Patient mit eindeutigen COVID-19-Symptomen erscheint in der Praxis, in der besagte Schutzausrüstung fehlt. Darf der Arzt dann die Behandlung des Patienten ablehnen?*

**Heberer**: Damit ein Vertragsarzt die Behandlung eines Patienten ablehnen darf, muss gemäß § 13 Abs. 7 BMV-Ä ein Grund vorliegen. In der hier geschilderten Situation dürfte aus meiner Sicht ein begründeter Fall für die Behandlungsablehnung vorliegen. Denn aus den Arbeitnehmerschutzvorschriften ergibt sich, dass die Mitarbeit an der Behandlung von begründeten Corona-Verdachtspatienten ohne die erforderliche Schutzkleidung gegenüber Angestellten nicht angeordnet werden darf. Ferner ist es ein allgemeiner Rechtsgrundsatz, dass keine Verpflichtung besteht, sich durch eine Behandlung einer Selbstgefährdung auszusetzen.

*Herr Dr. Heberer, vielen Dank für das Gespräch.*

Das Interview führte Janosch Kuno, BVOU Presse- und Öffentlichkeitsarbeit.
